
Vor 90 Jahren erschien „Arbeit und Wirtschaft“ zum ersten Mal, herausgegeben von Generalsekretär Hueber für die 
 Reichskommission der Freien Gewerkschaften und Präsident Domes für die Kammer für Arbeiter und Angestellte in Wien.
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Klare Positionen und offene Augen
Klare Positionen, neue Ideen, Denkanstöße, Blick über Grenzen. 

Das sind seit 90 Jahren die Markenzeichen von „Arbeit und Wirtschaft“.

A
m 23. November 1922 beschloss 
die Vorständekonferenz der Frei-
en Gewerkschaften ein neues 
Medienprojekt: „Die Gewerk-

schaft“, das traditionsreiche Informa-
tions- und Diskussionsorgan der Ge-
werkschaftskommission, und die beiden 
erst kurz herausgegebenen Blätter 
„Werkstatt und Wirtschaft“ und „Der 
Betriebsrat“ sollten eingestellt werden. 
An ihrer Stelle sollte – mit finanzieller 
Hilfe der Arbeiterkammer in Wien – ab 
Jänner 1923 „Arbeit und Wirtschaft“ 
erscheinen. 

Der Name war Programm, man 
wollte mit dieser Zeitschrift „den Stand-
punkt der Arbeit zur Neuregelung der 
Wirtschaft bekanntgeben und verfech-
ten“, wie es in dem auf der vorangegan-
genen Seite abgedruckten Geleitwort 
heißt.

Sprachrohr zur Öffentlichkeit

„Zielgruppe“ war ursprünglich nur 
die „Öffentlichkeit“, waren Opinion-
leader in Politik, Wissenschaft, Wirt-
schaft und Journalismus. 

Die gebündelte Kompetenz von 
 GewerkschafterInnen, Betriebsrätin-
nen und Betriebsräten, AK-Expertin-
nen und -Experten sollte zur Verän-
derung des Blickwinkels und zur Dis -
kussion neuer Problemlösungsmodelle 
beitragen. 

Im zehnten Erscheinungsjahr 
schrieb der geschäftsführende Redak-
teur Jaques Hannak: „‚Arbeit und 
Wirtschaft‘ ist in Österreich vielleicht 
der erste Versuch in großem Stil ge-
wesen, Gewerkschaftstheorie und Ge-

werkschaftspraxis auf eine publizis-
tische Linie zu bringen, den ganzen 
Lebensbereich des Arbeiters und An-
gestellten, seine materielle und geistige 
Kultur aus dem Gesichtswinkel des 
 Gewerkschafters zu erfassen.“ 

Ein „Sprachorgan proletarischer 
Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik“ 
zu sein, wurde also 1932 längst nicht 
mehr als die alleinige Aufgabe von 
 „Arbeit und Wirtschaft“ betrachtet. 

Einbindung der BetriebsrätInnen

Das Redaktionsteam hatte den Aufga-
benkreis um politische Bildung im um-
fassenden Sinn erweitert, es setzte sich 
zum Ziel, „das Weltbild des Arbeiters 
und Angestellten zu formen“. Buchbe-
sprechungen wurden eingeführt, die 
internationale Berichterstattung wurde 
ausgebaut, besonders was die Wirt-
schaftsentwicklung betraf, und je eine 
Beilage für Frauenarbeit und Arbeits-
recht ergänzte das Angebot für die 
 LeserInnen. 

Die „Lesergemeinde“ umfasste 
1932 längst auch (und besonders) Be-
triebsratsmitglieder und aktive Ge-
werkschafterInnen, aber genauso „ein-
fache, schlichte Sägearbeiter aus Tirol, 
Bauarbeiter aus dem Burgenland, 
Landarbeiter aus dem Marchfeld“. 

Den Spagat zu scha� en, ihnen al-
len Information und Denkanstöße zu 
bieten, mit denen sie etwas anfangen 
konnten, sah die Redaktion als ihre 
wichtigste Herausforderung an. Das 
sei ihre Freude, aber auch die journa-
listische Schwierigkeit, der sie sich 
 gegenübersähe. Die Herausforderung 

blieb übrigens den JournalistInnen-
Generationen, die ab August 1947 für 
„Arbeit und Wirtschaft“ tätig waren, 
erhalten. 

Auch im neuen Jahrtausend kon-
frontiert das Blatt politische Manda-
tarInnen, WissenschafterInnen und 
Studierende mit Standpunkten und 
Fragestellungen der Interessenvertre-
tung für ArbeitnehmerInnen und ver-
sucht gleichzeitig einen Beitrag zur 
Information der Interessenvertrete-
rInnen über das wichtige „tägliche 
Handwerkszeug“ hinaus zu leisten.

„den Mut haben, etwas zu sagen“

„Arbeit und Wirtschaft“ versteckte sich 
nie hinter Scheinobjektivität, der Stand-
punkt auf der Seite jener großen Mehr-
heit der Menschen, die für ihren Le-
bensunterhalt auf abhängige Arbeit an-
gewiesen sind, blieb unverrückbar. Aber 
gerade wegen dieser Grundposition hat 
es in der Redaktion schon in der Ersten 
Republik „alle nur gefreut“, wenn der 
„muntere Einfall irgendeines Jüngeren“ 
(und nicht nur von Jüngeren) den Aus-
sagen und Einschätzungen der „ersten 
gewerkschaftlichen Führer“ gegenüber-
stand. 

„Arbeit und Wirtschaft“ hätte „nie-
mals ‚Anciennität‘ verlangt, das heißt 
niemals jene gewisse Angejahrtheit des 
Denkens, die das Vorrecht der Lange-
weile ist“, schrieb Hannak in seinem 
Bilanz-Artikel. 

Die Förderung des journalistischen 
Nachwuchses war bei der Gestaltung 
der Frauenbeilage besonders erfolg-
reich, „der es zu danken ist, dass so-
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undso viele junge Menschen heute 
nicht nur den Mut haben, etwas zu 
sagen, sondern, indem sie in ‚Arbeit 
und Wirtschaft‘ mitarbeiten, auch ge-
lernt haben, es vernünftig und gewis-
senhaft zu sagen“.

„Aus“ unter Diktatur und Faschismus

1922, das Jahr, in dem die Herausgabe 
von „Arbeit und Wirtschaft“ beschlos-
sen wurde, war auch das Jahr, in dem 
in Italien der Faschist Benito Mussolini 
an die Macht kam. Schon in der ersten 
Nummer setzte sich Viktor Stein unter 
dem Titel „Die Gewerkschaftsbewe-
gung und der Fascismus“ damit aus-
einander. 

Er verwies auf den Terror gegen die 
italienischen Gewerkschaften und die 
parallelen Bestrebungen, sie in das Sys-
tem einzugliedern, und warnte: „… 
dass man es nicht wagen konnte, uns 
so zu kommen, ist ein großer Erfolg 
unserer Arbeiterschaft … Das darf uns 
aber nicht in Sicherheit wiegen, dass 
die Versuche nun unterbleiben wer-
den; deshalb muss man sich über das 
Programm des Fascismus klar sein … 
Es ist notwendig, die vom Fascismus 
aller Abarten bedrohten Arbeiter und 
Angestellten … über das innere Wesen 
des Fascismus aufzuklären.“ 

Ein tragischer Irrtum � ndet sich al-
lerdings in der brillanten Analyse: 
Stein glaubte, die Mussolini-Herr-
schaft wäre eine „vorübergehende Er-
scheinung“ und von Österreich sei der 
Faschismus durch ausreichende Auf-
klärung fernzuhalten. Dass es anders 
kam, wissen wir. 

Im austrofaschistischen Ständestaat 
hatte ein auf ein demokratisches 
 Umfeld ausgerichtetes Medium wie 
„Arbeit und Wirtschaft“ keinen Platz. 
Stein, gleichzeitig Redakteur des 
 freigewerkschaftlichen Metallarbeiter-
Fachblatts und außerdem sozialdemo-
kratischer Nationalratsabgeordneter, 
kam 1934 fünf Monate in Haft. 

Unter der nationalsozialistischen 
Herrschaft hatte der Jude Stein dann 
keine Überlebenschance mehr, er starb 
im KZ Sachsenhausen.

Neustart mit offenen Augen zur Welt

Als „Arbeit und Wirtschaft“ 1947 
 wieder erschien, galt das als wichtiges 
Symbol für das Gelingen des demo-
kratischen Wiederaufbaus nach dem 
Ende des NS-Regimes, so wichtig, 
dass Staatskanzler und Sozialminister 
die erste Nummer mit Grußworten 
 einleiteten. 

Als ersten Chefredakteur holte AK-
Präsident Karl Mantler den Journa-
listen Otto Leichter aus dem amerika-
nischen Exil zurück. Im Gegensatz 
zur Mehrheit der österreichischen 
 PolitikerInnen jener Jahre hielt näm-
lich Mantler die Rückkehr der dem 
NS-Regime ins Ausland Entkom-
menen für eine Chance. Österreich 
brauchte sie, so seine Überzeugung, 
dringend, um nach einer Phase herme-
tisch abgeriegelter Grenzen Anschluss 
an die Entwicklungen auf der Welt zu 
� nden. 

Leichter verfasste übrigens für das 
erste Heft 1923 den Beitrag „Streif-
züge durch die Weltwirtschaft“, in 

dem er über den beginnenden Kon-
junkturaufschwung in den USA und 
in der Sowjetunion berichtete. 

Österreich pro� tierte damals nicht 
davon, weil hier der Abbau der Staats-
schulden durch einen rigorosen Spar-
kurs die Erholung der Volkswirtschaft 
erstickte.

Für den Sozialstaat

Die Wirtschaftswissenschafter, die 
nach 1945 in der Wiener Arbeiter-
kammer tätig waren, hatten in der 
 Emigration die Theorien des briti -
schen Ökonomen John Maynard 
Keynes  kennengelernt und auch ganz 
praktisch erfahren, dass eine aktive 
staatliche  Finanz- und Wirtschaftspoli-
tik, die sich um sozialen Ausgleich be-
müht, dem privaten Unternehmertum 
keineswegs schadet und der Volkswirt-
schaft nützt. 

Mit „Arbeit und Wirtschaft“ stand 
ihnen ein Medium zur Verfügung, um 
eine solche Politik zu propagieren, die 
Voraussetzung für den Aufbau eines 
funktionierenden Sozialstaats ist, ein 
Medium, in dem sie – erstmals in 
 Österreich – schon vor 1934 von Ge-
werkschaftsseite verlangt wurde und 
bereits in der ersten Nummer 1923 in 
Ferdinand Hanuschs Beitrag „Volks-
wirtschaft und Sozialpolitik“ ange-
klungen war. Der rote Faden zieht sich 
bis zu den vertiefenden Informatio-
nen, mit denen „Arbeit & Wirtschaft“ 
die aktuellen ÖGB-Kampagnen pro 
Sozialstaat begleitet.

Brigitte Pellar
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Nach der Unterbrechung durch Diktatur und Faschismus ab 1934 und deren Folgen konnte „Arbeit und Wirtschaft“ im Sommer 
1945 wieder herauskommen. Die doppelte Funktion blieb weiter bestehen: Gewerkschaftspositionen in die politische  Diskussion 
 einzubringen und die Betriebsrätinnen/Betriebsräte mit den wirtschaftlichen Zusammenhängen vertraut zu machen.
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